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Antrag 

der Abgeordneten Annette Faße, Elke Ferner, Monika Ganseforth, Angelika Graf 
(Rosenheim), Klaus Hasenfratz, Reinhold Miller (Lübeck), Lothar Ibrügger, Konrad 
Kunick, Klaus Lohmann (Witten), Heide Mattischeck, Günter Oesinghaus, Karin 
Rehbock-Zureich, Siegfried Scheffier, Wilheim Schmidt (Saizgitter), Wieland Sorge, 
Dr. Peter Struck, Hans Georg Wagner, Berthold Wittich, Verena Wohlleben, Rudolf 
Scharping und der Fraktion der SPD 


Die Förderung von Anlagen des Kombinierten Verkehrs für Dritte öffnen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Aufgrund des prognostizierten Zuwachses des Güterverkehrs- 
aufkommens besonders im Straßengüterverkehr müssen die 
Anstrengungen zur Kooperation und Vernetzung aller Ver- 
kehrsträger dringend verstärkt werden, um größere Anteile des 
Güterverkehrs als bisher auf möglichst umweltfreundliche Ver- 
kehrsträger verlagern zu können. Dies betrifft alle Kooperati- 
onsformen des Kombinierten Verkehrs (KV). Verstärkt sollten 
zukünftig vor allem Konzepte gefördert werden, die die Nut- 
zung der Wasserstraßen einbeziehen (Lkw-Schiff, Bahn-Schiff, 
Küsten-ZSeeschiff-Binnenschiff). Ein derartiges Konzept setzt 
eine gezielte Förderung von Umschlageinrichtungen des KV 
voraus. 

2. Derzeit kann einzig die Deutsche Bahn AG (DB AG) Bundes- 
mittel zur Förderung von Umschlaganlagen des KV in An- 
spruch nehmen. Dabei muß sowohl die KV- Anlage selbst im 
Besitz der DB AG sein wie auch die zuführende Schienenin- 
frastruktur. Dadurch wird die Fördermöglichkeit von be- 
stimmten Standorten wie z. B. Häfen weiterhin ausgeschlossen. 

3. Bei einer Beibehaltung der Förderkriterien ist mit Verzöge- 
rungen bei der Realisierung eines flächendeckenden Termi- 
nalkonzeptes zu rechnen, die sich nachteilig auf die Wirt- 
schaftlichkeit des gesamten KV auswirken würden. 

4. Die kostensparende Nutzung von Vorinvestitionen - etwa von 
NE-Bahnen oder in Häfen - zur schnelleren Realisierung eines 
flächendeckenden Terminalkonzeptes läßt die derzeitige För- 
derpraxis genausowenig zu wie die Akquisition von privatem 
Kapital. Die einseitige Konzentration der Bundesmittel auf An- 
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lagen der DB AG birgt zudem die Gefahr vön Parallelinvesti- 
tionen und Mehrkosten. 

5. Der Bundesrechnungshof empfiehlt in seinem Bericht über die 
Betätigung des Bundes bei der DB AG und deren Beteili- 
gungsunternehmen im Bereich des KV vom Januar 1997, die 
Möglichkeit zu prüfen, auch solche KV-Infrastrukturen zu för- 
dern, die nicht einer Eisenbahn des Bundes gehören. 

6. Die Bundesregierung hat bereits im Dezeniber 1995 in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage „Der Kombinierte Verkehr als 
Mittel zur Vernetzung der Verkehrsträger'' (Drücksache 
13/3370) der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. auf die not- 
wendige Gleichbehandlung der Verkehrsträger in der KV-För- 
derung hingewiesen: „Der KV ist kein ausschließliches Bahn- 
angebot. Schiene, Straße und Wasserstraße, Bahnen, Schiffahrt 
und Verkehrsgewerbe müssen als gleichberechtigte Partner an 
einer gemeinsamen Leistungserstellung mitwirken. " 

7. Bei der Öffnung der Förderung von Anlagen des KV für Drit- 
te handelt es sich um die kostenneutrale Umstellung der KV- 
Förderung, da die Förderung je nach Umschlaganlage aus 
Straßen-, Bahn- oder Wasserstraßeninvestitionen gespeist wer- 
den kann. Die ohnehin für den KV vorgesehenen Fördermittel 
werden lediglich einem größeren Kreis von Antragsberechtig- 
ten zugänglich gemacht. Nur auf diesem Wege kann eine wei- 
tere Verzögerung bei der Realisierung eines flächendecken- 
den Terminalkonzeptes verhindert werden. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 

1 . im Bundeshaushalt 1998 einen eigenen Haushaltstitel zur För- 
derung von Investitionen Dritter in KV-Anlagen zu schaffen, 
damit die Schnittstellen zwischen Lkw-Schiff, Bahn-Schiff so- 
wie Küsten-ZSeeschiff-Binnenschiff schneller als bisher reali- 
siert werden können; 

2. in künftigen Haushalten einen deutlichen Investitionsschwer- 
punkt bei der Erstellung eines flächendeckenden Netzes von 
KV- Terminals und bei der Förderung von Umschlageinrich- 
tungen, der die Wasserstraßen gleichberechtigt einbezieht, zu 
setzen. 


Bonn, den 25. Juni 1997 
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